Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1645 


Sdiriitlidier Beridit 
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über die von der Bundesregierung beschlossene Einhundertund- 
zweite Verordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Zollkontingent für Schappeseidengarne — 1967) 

— Drucksache V/1607 — 

Einhundertundvierte Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollkontingent für Schappeseidengarne — 1966) 

— Drucksache V/1625 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Einhundertundzweite und die Einhundertund- j 
vierte Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollkontingente für Schappeseiden- 
garne — 1966 und 1967) wurden vom Herrn Präsi- 
denten mit Schreiben vom 7. und 14. April 1967 dem 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen als 
dringliche Vorlagen gemäß § 96 a GO zur Behand- 
lung zugewiesen. 

Der Bundesregierung werden von der EWG-Kom- 
mission für Schappeseidengarne seit 1. Januar 1961 
— gestützt auf die Protokolle Nr. VIII und IX des 
Abkommens betr. Waren der Liste G — zollbe- 
günstigte Drittlandskontingente gewährt, weil die 
Bundesrepublik auf Einfuhren aus Nicht-EWG- 
Ländern angewiesen ist und die Einfuhr zum regel- 
mäßigen Außenzollsatz von 3 ®/o des Wertes sich 
nachteilig auf die Preise dieser Ware und die daraus 
hergestellten Erzeugnisse auswirken würde. j 

1. Für das Kalenderjahr 1966 hatte die Bundes- ; 
republik ein Zollkontingent von 200 t zum Zoll- 
satz von 0,75 % des Wertes beantragt. Die 
EWG-Kommission hat jedoch lediglich — ge- 
trennt nach Halbjahren — ein Kontingent von 
insgesamt 139 t zum Zollsatz von 1 ®/o des Wertes 
gewährt. Das Kontingent für das zweite Halb- 


jahr 1966 war schon am 5. Dezember 1966 er- 
schöpft. Ein Bedarf von 8,5 t blieb ungedeckt, 
so daß die Bundesregierung eine entsprechende 
Kontingentserhöhung beantragte. Die EWG-Kom- 
mission hat diesem Antrag am 21. Februar 1967 
voll entsprochen. 

2. Für das Kalenderjahr 1967 hatte die Bundes- 
regierung ein Kontingent von 170 1 zum Zoll- 
satz von 1 ®/o des Wertes beantragt. Die EWG- 
Kommission hat mit Entscheidung vom 3. Fe- 
bruar 1967 (Amtsblatt S. 414) jedoch lediglich 
ein Kontingent von 130 t in der Annahme be- 
willigt, daß die Differenz durch Einfuhren aus 
EWG-Ländern, insbesondere Italien, gedeckt 
werden könne. 

Der Kontingentszollsatz wurde auf 1,25 ^/o des 
Wertes (25 Vo des Zollsatzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs von 5 *^/ 0 ) im Hinblick auf die Ver- 
wirklichung der Zollunion festgesetzt. 

Die Bundesregierung will von den ihr erteilten 
Ermächtigungen Gebrauch machen und den Deut- 
schen Zolltarif 1966 entsprechend ändern. 

Der Bundestag hat der Eröffnung der Zollkontin- 
gente im Grundsatz bereits zugestimmt (vgl. u. a. 
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Sechsundfünfzigste und Zweiundsechzigste Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
— Drucksachen V/936, V/969). Der Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen empfiehlt daher 
dem Plenum, den Verordnungen zuzustimmen. 

Bonn, den 19. April 1967 

Dr. Serres 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungen — Drucksachen V/1607, V/1625 — 
zuzustimmen. 

Bonn, den 19. April 1967 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Serres 

Vorsitzender Berichterstatter 
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